
 

 

                                                   
 

 

                                                                                 

 

 

31. Juli 2025 

Stellungnahme  

zum Referentenentwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf eines Vierten Gesetzes zur Ände-

rung des Energiewirtschaftsgesetzes Stellung nehmen zu können. Wir möchten jedoch betonen, 

dass die extrem kurze Frist von gerade einmal 38 Stunde zur Stellungnahme dazu in der Hauptur-

laubszeit aus unserer Sicht weder nachvollziehbar noch zielführend ist. Eine gute und vollziehbare 

Gesetzgebung verlangt eine fundierte Auseinandersetzung mit der Materie und eine Rückkopp-

lung mit der Praxis. Gerade die Beteiligung unserer Mitgliedskommunen und eine angemessene 

Befassung mit dem Entwurf ist im Rahmen solcher kurzen Frist nicht möglich. 

 

Zum Ziel des Gesetzesvorhabens  
 

Der Referentenentwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

sieht die Entlastung der Unternehmen und Privatverbraucher von der Gasspeicherumlage vor. 

Die Gasspeicherumlage soll abgeschafft und die Gasspeicherbefüllung künftig vom Bund getra-

gen und nicht mehr auf die Endkunden umgelegt werden. Die Entlastungswirkung bei Unter-

nehmen und Privathaushalten sehen wir positiv und begrüßen diese. 

 

Die Entlastung muss aus dem Kernhaushalt finanziert werden 
 

Der Gesetzesentwurf sieht ferner vor, dass die notwendigen Mittel für die Entlastung aus dem 

Klima- und Transformationsfonds (KTF) finanziert werden. Der KTF dient nach seinem Verwen-

dungszweck der Finanzierung vorrangig investiver Maßnahmen, die der Erreichung der Klima-

schutzziele nach dem Bundes-Klimaschutzgesetz beitragen. Er ist das zentrale Instrument für 

den Klimaschutz und die Energiewende.  
 

Die Finanzierung von konsumtiven Maßnahmen aus dem KTF sehen wir daher sehr kritisch. Die 

Verwendung von Mitteln aus dem neugeschaffenen Sondervermögen Infrastruktur und Kli-

maneutralität muss ebenfalls ausgeschlossen werden, um diese Gelder für investive Maßnah-

men zu erhalten. Die Entlastung von der Gasspeicherumlage sollte daher aus dem Kernhaushalt 

finanziert werden. 


